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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
20. April 1960 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland über Arbeitslosenversicherung 

— Drucksache 2633 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Tobaben 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2633 — mit der Maßgabe, 
daß Artikel 2 folgende Fassung erhält: 

„Artikel 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung kann nach 
Anhörung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung durch Rechtsverord- 
nung das Verfahren für die Anwendung des Abkommens 
regeln; er kann dabei insbesondere bestimmen, welche Be- 
scheinigungen der Arbeitslose zur Glaubhaftmachung seines 
Anspruchs auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung und 
der Arbeitslosenhilfe beschaffen und dem nach dem Abkom- 
men zuständigen Arbeitsamt vorlegen soll. Die Rechtsverord- 
nung bedarf der Zustimmung des Bundesrates nur, wenn sie 
das Verfahren für die Anwendung des Artikels 15 des Abkom- 
mens regelt.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 21. April 1961 

Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Tobaben 

Vorsitzender Berichterstatter 
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